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Bekanntmachungen des Kreises Herford 
 

073 
Bekanntmachung zur Änderung der Landschaftspläne „E nger/Spenge“, 

Bünde/Rödinghausen“, „Herford/Hiddenhausen“, „Löhne /Kirchlengern“ und „Vlotho“ im 
vereinfachten Verfahren nach § 29 Abs. 2 Landschaft sgesetz NRW 

 
Der Kreis Herford beabsichtigt die im Kreis Herford geltenden Landschaftspläne im vereinfachten Verfahren 
nach § 29 Abs. 2 Landschaftsgesetz NRW zu ändern. Die Änderungen werden im Folgenden aufgeführt. Da die 
Grundzüge der jeweiligen Landschaftspläne nicht berührt werden, wird den betroffenen 
Grundstückseigentümern hiermit bekannt gemacht, dass sie zu den Änderungen Stellung nehmen können. Die 
Stellungnahmen sind bis zum 25.05.2012 an den Kreis Herford, Umwelt, Planen und Bauen, Postfach 2155, 
32045 Herford zu richten.  

 

Änderung 1: Landschaftspläne Enger/Spenge“, Bünde/Rödinghausen“, „Herford/Hiddenhausen“, 
„Löhne/Kirchlengern“ und „Vlotho“ 

 
Bisherige Fassung 

 

 
Neue Fassung 

 

 Textliche Festsetzung Erläuterung Textliche Festsetzung Erläuterung 

Ziffer 

3.1.3.1 

q) Grünland zu verändern, 

umzubrechen oder 

umzuwandeln und 

darüber hinaus 

Grünland im Eigentum 

oder Besitz der 

öffentlichen Hand vom 

15.3. bis 30.6. 

maschinell zu 

bearbeiten (walzen, 

schleppen, mähen 

usw.) oder mit mehr als 

zwei Großvieheinheiten 

pro ha gleichzeitig zu 

beweiden sowie 

zwischen Mahd und 

Beweidung auf einer 

Fläche zu wechseln; 

 

Eingeschlossen sind 

der Pflegeumbruch und 

die maschinelle 

Verbesserung der 

Grünlandnarbe.* 

 

Siehe auch besondere 

Verbote unter Ziffer 

3.1.3.3.** 

q) Grünland umzubrechen 

oder umzuwandeln; der 

Pflegeumbruch und die 

maschinelle Verbesserung 

der Grünlandnarbe ist der 

unteren 

Landschaftsbehörde 

frühzeitig anzuzeigen; 

 

Auf Grünlandflächen 

kann in Abhängigkeit vom 

Zustand der Fläche und 

dem Schutzzweck der 

Pflegeumbruch oder die 

maschinelle 

Verbesserung der 

Grünlandnarbe von der 

unteren 

Landschaftsbehörde 

untersagt werden. 

Flächen im Eigentum der 

öffentlichen Hand sind in 

der Regel nach den 

Vorgaben des Vertrags-

naturschutzes in 

Abstimmung mit den 

festgelegten 

Naturschutzzielen zu 

bewirtschaften.  

* Der Landschaftsplan Löhne/Kirchlengern enthält zu diesem 

Verbot keine Erläuterung. Der Landschaftsplan Enger/Spenge 

erläutert das Verbot wie folgt: „Eingeschlossen ist jede 

maschinelle Bearbeitung des Bodens sowie die Neueinsaat 

des Grünlandes.“ 

** Lediglich der Landschaftsplan Herford/Hiddenhausen enthält 

diesen Verweis. 

 

 

Ziffer 

3.1.3.1 

u) Biozide auf Grünland 

und Brachflächen sowie 

Waldflächen anzu-

wenden oder zu lagern; 

 u) Biozide auf  Brachflächen 

sowie Waldflächen 

anzuwenden oder zu lagern; 

die Anwendung und 

Lagerung von Bioziden auf 

Grünland ist der unteren 

Landschaftsbehörde 

frühzeitig anzuzeigen; 

Die Anwendung von 

Bioziden auf Grünland, 

Brachflächen und 

Waldflächen stellt in der 

tagtäglichen 

Bewirtschaftung eine 

Ausnahme dar. Über die 

Anzeigepflicht bei der 
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Anwendung auf Grünland 

wird sichergestellt, dass 

insbesondere 

vegetationskundlich 

bedeutsame Flächen 

weiterhin geschützt 

bleiben. 

Ziffer 

3.1.3.1 

   Als vegetationskundlich 

bedeutsame Flächen 

werden u.a. alle Flächen 

eingestuft, die Biotope 

nach § 30 BNatSchG 

aufweisen. Aufgrund der 

Anzeigepflicht kann die 

Anwendung von Bioziden 

im Einzelfall nach § 23 

Abs. 2 BNatSchG 

untersagt werden.  

 v) Gülle und andere 

Düngemittel auf 

Brachflächen und 

Flächen im Besitz der 

öffentlichen Hand 

aufzubringen; 

 v) Gülle und andere 

Düngemittel auf 

Brachflächen aufzubringen; 

 

 

 

 
 

Änderung 2: Landschaftsplan „Herford/Hiddenhausen“ 

Der Landschaftsplan Herford/Hiddenhausen wird zusät zlich in folgenden Punkten geändert:  

 
Bisherige Fassung 

 

 
Neue Fassung 

 

 Textliche Festsetzung Erläuterung Textliche Festsetzung Erläuterung 

Ziffer 

3.1.3.3.1 

b) in der Zeit vom 15.03. 

bis 30.06. eines jeden 

Jahres Bearbeitungs- 

und 

Pflegemaßnahmen 

(z.B. Walzen, 

Schleppen, Mähen, 

Lockern usw.) 

durchzuführen; 

 Das Verbot entfällt.  

 c) das Grünland mit mehr 

als 2 

Großvieheinheiten 

pro ha gleichzeitig in 

der Zeit vom 15.03. 

bis 30.06. eines jeden 

Jahres zu beweiden. 

 Das Verbot entfällt.  

Ziffer 

3.1.3.3.2 

a) auf den in der 

Festsetzungskarte und 

in der 

Detailfestsetzungskart

e (Anlage 1) 

entsprechend 

gekennzeichneten 

Flächen 

Stickstoffdünger 

 

 

 

 

 

 

 

Diese Flächen sind 

vegetationskundlich 

Das Verbot entfällt.  
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aufzubringen.  

    Diese Festsetzung gilt 

für folgende 

Grundstücke: 

    Gemarkung Eickum, 

Flur 1, Flurstücke 23, 

25 tlw., 27/1 tlw, 29/2 

tlw. 

 

bedeutsam. 

 

Ziffer 

3.1.3.3.3 

a) auf den in der 

Festsetzungskarte 

und in der 

Detailfestsetzungskar

te (Anlage 1) 

entsprechend ge-

kennzeichneten 

Flächen Stickstoff-

dünger aufzubringen. 

Diese Festsetzung 

gilt für folgende 

Grundstücke: 

- Gemarkung Laar, 

Flur 2, Flurstücke 5 

tlw., 6;  

Flur 4, Flurstück 96 

- Gemarkung 

Stedefreund, Flur 1, 

Flurstück 32 tlw. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Diese Flächen sind 

vegetationskundlich 

besonders bedeutsam. 

Das Verbot entfällt.  

Ziffer 

3.1.3.3.4 

a) auf den in der 

Festsetzungskarte 

und in der 

Detailfestsetzungska

rte (Anlage 1) 

entsprechend ge-

kennzeichneten 

Flächen Stickstoff-

dünger 

aufzubringen; 
Diese Festsetzung 
gilt für folgende 
Grundstücke: 

- Gemarkung 

Falkendiek, Flur 2, 

Flurstücke 184 tlw., 

197 tlw., 201, 18, 

145 

- Gemarkung 

Schwarzenmoor, 

Flur 9, Flurstück 19 

tlw;   

Flur 10, Flurstücke 

13 tlw, 19 tlw.,58 

tlw.;  

Flur 13, Flurstücke 

66 tlw.,67 tlw., 68, 

69, 70, 71, 72 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Diese Flächen sind 

vegetationskundlich 

besonders bedeutsam. 

Das Verbot entfällt.  
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Ziffer 

3.1.3.3.5 

a) auf den in der 
Festsetzungskarte 
und in der 
Detailfestsetzungska
rte (Anlage 1) 
entsprechend ge-
kennzeichneten 
Flächen Stickstoff-
dünger 
aufzubringen. 

Diese Festsetzung 
gilt für folgende 
Grundstücke: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Diese Flächen sind 

vegetationskundlich 

besonders bedeutsam. 

Das Verbot entfällt.  

 - Gemarkung Herford, 
Flur 78, Flurstücke 
295 tlw. 311 tlw., 417 
tlw., 464 tlw. 

-Gemarkung 
Schwarzenmoor, Flur 
16, Flurstücke 4 tlw., 
13, 44, 748 tlw.; Flur 
21, Flurstücke 18/1 
tlw., 22, 25 tlw.; Flur 
24, Flurstück 3 tlw. 

  

 

Änderung 3: Landschaftsplan „Löhne/Kirchlengern“ 

 
Der Landschaftsplan Löhne/Kirchlengern wird zusätzl ich 

im folgenden Punkt geändert: 

 

  

 
Bisherige Fassung 

 

 
Neue Fassung 

 

 Textliche Festsetzung Erläuterung Textliche Festsetzung Erläuterung 

Ziffer 

3.1.4.3 

a)  auf den in der 

Festsetzungskarte 

durch eine Signatur 

gekennzeichneten 

Flächen 

Stickstoffdünger 

aufzubringen. 

 Das Verbot entfällt.  

  Diese Festsetzung 
gilt für folgende 
Flurstücke: 

  
 NSG Rehmerloh-

Mennighüffer 
Mühlenbach 

 Gemarkung 
Quernheim, Flur 1, 
Flurstücke 370/56 
tw., 372/62 tw. 

 Gemarkung 
Rehmerloh, Flur 1, 
Flurstück 70 tw. 

 Gemarkung Häver, 
Flur 2, Flurstück 
167/19 tw., 258 tw. 

 
 NSG Blutwiese 
 Gemarkung 

Mennigüffen, Flur 20, 
Flurstücke 7 tw., 12 
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Ziffer 

3.1.4.3 

 NSG Bramschebach-/ 
Nagelsbachtal 

 Gemarkung Gohfeld, 
Flur 67, Flurstück 162 
tw. 

 Gemarkung Gohfeld, 
Flur 68, Flurstücke 98 
tw., 106 tw., 8 tw., 10 
tw., 70 tw., 66 tw., 69 
tw., 116 tw., 105 tw., 
40 tw., 45 tw. 

 Gemarkung Gohfeld, 
Flur 69,Flurstück 60 
tw. 

 Gemarkung Gohfeld, 
Flur 70, Flurstücke 96 
tw., 169 tw., 168 tw. 

 Gemarkung Löhne, 
Flur23, Flurstücke 
548 tw. 

  

 

 
Zusätzliche Begründung zur Änderung 1: 
Nach den Erfahrungen der zurückliegenden Jahre sind die bisherigen pauschalen Vorgaben für 
Naturschutzflächen und auch für öffentliche Flächen fachlich nicht zielführend. Die Besonderheiten der 
einzelnen Flächen  können durch eine auf die jeweilige Fläche abgestimmte Pflege oder Bewirtschaftung 
berücksichtigt werden. 
Die Regelungen im Bereich des Vertragsnaturschutzes sind so weit differenziert, dass eine fachgerechte 
Bewirtschaftung unter Berücksichtigung der Naturschutzziele möglich ist. Flächen im Eigentum der öffentlichen 
Hand sind in der Regel nach den Regelungen des Vertragsnaturschutzes zu bewirtschaften. 
In konkreten Einzelfällen kann der Einsatz von Bioziden untersagt werden, da nach § 23 Abs. 2 BNatSchG alle 
Handlungen in einem Naturschutzgebiet untersagt sind, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder 
Veränderung des Naturschutzgebietes führen können. Dies trifft bei Grünlandflächen, insbesondere bei 
extensiven Grünlandflächen, in der Regel zu. 
Die Verbotsregelung „Grünland zu verändern“ wird gestrichen, da bestimmte Veränderungen, z.B. eine 
extensive Nutzung, gerade im positiven Sinne gewünscht sind. 
 
Zusätzliche Begründung zur Änderung 2: 
Nach den Erfahrungen der zurückliegenden Jahre ist eine pauschale Vorgabe nicht zielführend, da die 
Besonderheiten der einzelnen Flächen und die jeweiligen naturschutzfachlichen Zielsetzungen nur durch eine 
auf die jeweilige Fläche abgestimmte Bewirtschaftung erreicht werden kann. 
Grundsätzlich wird eine Bewirtschaftung im Sinne des Vertragsnaturschutzes angestrebt. Die Regelungen im 
Bereich des Vertragsnaturschutzes sind so weit differenziert, dass eine fachgerechte Bewirtschaftung unter 
Berücksichtigung der Naturschutzziele möglich ist. 
Die Verbote für die Einzelflächen können entfallen, da diese Flächen über § 30 BNatSchG als gesetzlich 
geschützte Biotope oder aber bereits als Brach- oder Waldflächen geschützt sind. Die genannten Flächen sind 
überwiegend im Eigentum des Kreises oder der Stadt Herford. Flächen im Eigentum der öffentlichen Hand sind 
in der Regel nach den Vorgaben des Vertragsnaturschutzes zu bewirtschaften. 
 
Zusätzliche Begründung zur Änderung 3: 
Eine Vielzahl von Flächen sind über § 30 BNatSchG als gesetzlich geschützte Biotope oder aber bereits als 
Brach- oder Waldflächen geschützt. Darüber hinaus sind viele der aufgeführten Flächen im Eigentum des 
Kreises oder anderer öffentlicher Eigentümer. Flächen im Eigentum der öffentlichen Hand sind in der Regel 
nach den Regelungen des Vertragsnaturschutzes zu bewirtschaften. 
 
Herford, den 16.04.2012 
 
Kreis Herford 
Der Landrat 
In Vertretung 
gez. 
Ralf Heemeier 
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074 
Zustellungen von Verfügungen des Straßenverkehrsamt es durch öffentliche 

Bekanntmachung 
 
Diese Bekanntmachungen wurden wegen Fristablauf gelöscht. 
 
 
 
075 

1. Änderungssatzung vom 30.03.2012 zur Satzung des Kreises Herford für die 
Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNV G NRW vom 15. 7. 2011 

 
Der Kreistag des Kreises Herford hat aufgrund des § 5 Abs. 1 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 in seiner Sitzung am 23. 3. 2012 die folgende 
1. Änderungssatzung zur Satzung des Kreises Herford für die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 
2 ÖPNVG NRW vom 15. 7. 2011 beschlossen: 
 
 
Artikel I 
 
Ziffer 6 der Satzung des Kreises Herford für die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG 
NRW wird wie folgt geändert: 
 
Ziffer 6.4, Satz 1 erhält folgende Fassung:  
 

„Gemäß § 11a Abs. 2 Satz 4 ÖPNVG NRW sind für die Ermittlung des Ausgleichs die Netto-Erträge der 
Betreiber im Ausbildungsverkehr maßgeblich.“ 

 
Ziffer 6.4.1, Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 

„Anzusetzen sind alle Erträge i. S. d. Ziff. 6.4.2 und 6.4.3 des Bewilligungsjahres aus Linienverkehren 
gemäß § 42, § 43 Nr. 2 PBefG, auch soweit die Verkehre als Bedarfsverkehre durchgeführt werden.“ 

 
Ziffer 6.4.2 erhält folgende Fassung:  
 

„Anzusetzen sind nur Erträge des Bewilligungsjahres aus Fahrgeldeinnahmen d.h. Einnahmen aus dem 
Verkauf der Fahrausweise nach Ziff. 6.4.3. Nicht einbezogen sind hiernach insbesondere 
 
-  Zuschüsse o. a. zusätzliche Zahlungen von Schulträgern, Schulen, Gemeinden o. a. öffentlichen 

Stellen; 
-  Einnahmen aus Fahrzeug-Werbung o. ä. mit dem Linienverkehr (mittelbar) erzielte Erträge; 
-  Ausgleichsleistungen für den Ausbildungsverkehr anderer Länder (bei grenzüberschreitenden 

Linien); 
-  Nachzahlungen für das Bewilligungsjahr, die nach dem Stichtag 31. 3. des zweiten auf das 

Bewilligungsjahr folgenden Jahres (Nr. 10.3.3 lit c, 2. Absatz) erfolgen.“ 
 
Artikel II 
 
Ziffer 7 der Satzung des Kreises Herford für die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG 
NRW wird wie folgt geändert: 
 
Unter Ziffer 7.6 wird folgender Satz eingefügt: 
 

„Kosten und Einnahmen sind jeweils netto, also ohne die jeweilige Mehrwertsteuer auszuweisen.“ 
 
Ziffer 7.6.1, Satz 1 wird gestrichen.  
 
 
Ziffer 7.6.3, Satz 1 erhält folgende Fassung:  
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„Der Betreiber weist durch Eigenerklärung und auf Verlangen durch Testat eines von ihm beauftragten 
Wirtschaftsprüfers / Steuerberaters die Einhaltung der nachfolgend genannten Anforderungen nach:“ 

 
Artikel III 
 
Ziffer 8 der Satzung des Kreises Herford für die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG 
NRW wird wie folgt geändert: 
 
Unter Ziffer 8.1 wird folgender Satz eingefügt: 
 

„Kosten und Einnahmen sind jeweils netto, also ohne die jeweilige Mehrwertsteuer auszuweisen.“ 
 
Ziffer 8.2.3 erhält folgende Fassung: 
 

„Angemessene Kapitalverzinsung 
 
Sofern der Betreiber keinen Nachweis im Sinne von Satz 3 bis Satz 5 erbringt, kann vom Betreiber in 
der Regel die zulässige Höhe des angemessenen Gewinns bzw. der angemessenen Kapitalverzinsung 
pauschalierend bezogen auf Linien/Linienbündel entsprechend einer Umsatzrendite von bis zu 4,75 % 
berechnet werden. Der Betrag wird dann als Anteil in Höhe von bis zu 4,99 % der maßgeblichen Kosten 
ermittelt.  
 
Auf Nachweis kann der Betreiber auch einen höheren angemessenen Gewinn bzw. eine höhere 
angemessene Kapitalverzinsung für sein Gesamtangebot im Bedienungsgebiet des Aufgabenträgers 
einschließlich der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen zugrunde legen. Der entsprechende 
Nachweis gilt als erbracht, wenn der Betreiber der zuständigen Behörde für seine Linien im Gebiet der 
zuständigen Behörde bezogen auf vergleichbare Netze anhand konkreter, aktueller aussagekräftiger 
Einzeldaten oder alternativ anhand aktueller Marktstudien oder auf andere geeignete objektive Weise 
konkret einen abweichenden branchenüblichen angemessenen Gewinn bzw. eine angemessene 
Kapitalverzinsung für den maßgeblichen Bussektor in vergleichbaren Märkten darlegt.  
 
Der angemessene Gewinn bzw. die angemessene Kapitalverzinsung wird als Anteil der maßgeblichen 
Kosten dargestellt. Die Darlegungen des Betreibers müssen durch die zuständige Behörde nachprüfbar 
sein; hierbei sind wegen der Vergleichbarkeit die tatsächlichen Strukturen anhand eines objektiven 
Maßstabs zu beurteilen.  
 
Zu- und Abschläge aufgrund der jeweiligen Risikostruktur, Effizienz der Kostenstruktur und 
Nachfrageentwicklung, soweit sie auf die Verkehrsbedienung zurückzuführen ist, sowie Qualität der 
Fahrzeuge und Anlagen werden berücksichtigt, wenn diese der zuständigen Behörde vom Betreiber 
schlüssig und nachvollziehbar begründet werden.“ 

 
Artikel IV 
 
Ziffer 10 der Satzung des Kreises Herford für die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG 
NRW wird wie folgt geändert: 
 
Ziffer 10.3.2, Satz 1 erhält folgende Fassung:  
 

„Auf den Antrag des Betreibers ergeht nach Eingang aller für den Geltungsbereich dieser allgemeinen 
Vorschrift vollständig und fristgerecht eingereichten Anträge gemäß Ziff. 10.1 ein vorläufiger 
Bewilligungsakt für das Jahr, für das der Ausgleich begehrt wird (Bewilligungsjahr).“ 

 
Als Ziffer 10.3.2, Satz 2 wird eingefügt: 
 

„Der Bewilligungsakt soll dem Antragsteller spätestens zum 15. 5. des Bewilligungsjahres zugehen, 
aber nicht vor Rechtkraft des Bewilligungsbescheides des Landes NRW an den Aufgabenträger.“ 

 
Ziffer 10.3.3 lit. a) erhält folgende Fassung: 
 

a) „Zeitlicher Ablauf 
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Der endgültige Bewilligungsakt erfolgt, nachdem die erforderlichen Daten zur  
 
-  Ermittlung des Anteils an den Mitteln nach § 11a ÖPNVG NRW (vgl. Ziff. 6) und 
-  zur Durchführung der Überkompensationskontrolle nach VO (EG) Nr. 1370/2007 (vgl. Ziff. 8) 
 
endgültig vorliegen, spätestens aber zum 31.08. des zweiten dem Bewilligungsjahr folgenden Jahres.“ 

 
Ziffer 10.4.1, Satz 4 erhält folgende Fassung: 
 

„Ferner teilt der Betreiber der zuständigen Behörde mit Antragstellung für das jeweilige Bewilligungsjahr 
mit  
 
-  die Anzahl der voraussichtlich vom Betreiber in NRW zu fahrenden Wagenkilometer im 

Linienverkehr (Ziff. 10.3.2. lit. a), 
-  die Anzahl der voraussichtlich vom Betreiber im Gebiet der zuständigen Behörde zu fahrenden 

Wagenkilometer im Linienverkehr (10.3.2. lit. a), differenziert nach Linien, 
-  die Höhe der voraussichtlich von ihm erzielten Netto-Erträge im Ausbildungsverkehr in NRW 

(10.3.2. lit. b), 
-  die Höhe der voraussichtlich von ihm erzielten Netto-Erträge im Ausbildungsverkehr im Gebiet der 

zuständigen Behörde (10.3.2. lit. b) 
 
und zwar jeweils unter Berücksichtigung von Änderungen der Anzahl der Wagenkilometer und der 
Höhe der Netto-Erträge in NRW bzw. im Gebiet der zuständigen Behörde (10.3.2. lit. c).“ 

 
Ziffer 10.4.1, Satz 5, zweiter Spiegelstrich erhält folgende Fassung: 
 

-  „eine Eigenerklärung und auf Verlangen ein Testat eines Wirtschaftsprüfers / Steuerberaters, das 
die Einhaltung der für die Erstellung der Vorabkalkulation der Kosten geltenden Anforderungen 
bestätigt (Ziff. 7.6); die zuständige Behörde leitet diese Angaben dem ggf. verantwortlichen 
Federführer (Ziff. 7.4) zu.“ 

 
Ziffer 10.4.1, Satz 6 entfällt. 
 
Ziffer 10.4.2, Satz 1, erster Spiegelstrich wird wie folgt geändert: 
 

-  „die vom Betreiber tatsächlich erzielten Netto-Erträge im Ausbildungsverkehr (Ziff. 6.4);“ 
 
Artikel V 
 
Ziffer 11 der Satzung des Kreises Herford für die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG 
NRW wird wie folgt geändert: 
 
Ziffer 11.1 erhält folgende Fassung: 
 

„Abschläge/Teilzahlungen 
 
Durch den vorläufigen Bewilligungsakt (Ziff. 10.3.2) werden Abschläge/Teilzahlungen wie folgt gewährt 
und durchgeführt: 
 
-  nach Bestandskraft des vorläufigen Bewilligungsakts 60 % auf den voraussichtlichen 

Bewilligungsbetrag, frühestens zum 1. 6. des Bewilligungsjahres. 
-  Zum 15.10. des Bewilligungsjahres 35 % auf den voraussichtlichen Bewilligungsbetrag.  
-  Die übrigen 5 % werden analog zu dem im vorstehenden Spiegelstrich aufgeführten Termin auf ein 

durch den Betreiber eingerichtetes und der zuständigen Behörde mitgeteiltes Notar-Anderkonto 
geleistet. Eine Verrechnung des auf das Notar-Anderkonto eingezahlten Anteils der dritten 
Teilzahlung findet mit der Schlussabrechnung nach Ziff. 11.2 statt.  

 
Auf die Einrichtung eines Notar-Anderkontos kann verzichtet und der Anteil auf das vom 
Verkehrsunternehmen benannte Konto ausgezahlt werden, insbesondere 
 
-  wenn der Anteil einen Betrag von 5.000 € unterschreitet oder 
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-  für einen Linienverkehr im Zuständigkeitsbereich des Aufgabenträgers (Ziff. 2.2) ein öffentlicher 
Dienstleistungsauftrag im Sinne des Art. 3 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 (z.B. Betrauung 
entsprechend Art. 8 Abs. 3d VO (EG) Nr. 1370/2007 oder Bruttoverkehrsvertrag) besteht. 

 
Die Zahlung erfolgt mittels Überweisung auf ein vom Betreiber mit Antragstellung anzugebendes 
Konto.“ 

 
Ziffer 11.4 erhält folgende Fassung: 
 

„Anwendung der Ausgleichsregelungen für das gesamte Kalenderjahr 2011 
 
Die Weiterleitung der Ausbildungsverkehr-Pauschale nach Maßgabe dieser Satzung erfolgt ungeachtet 
des Zeitpunkts des Inkrafttretens (Ziff. 11.3) gemäß § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW bereits bezogen auf 
das gesamte Kalenderjahr 2011.“ 

 
Artikel VI 
 
In der Anlage „Vermerk zum Referenzticket“ wird unter der Überschrift „Referenzticket“ (Seite 3) in der Tabelle 
in Zeile „Monatsticket“ und der Spalte „Geltungs- und Gültigkeitsmerkmale“ wie folgt formuliert:  
 

Preisstufenabhängig  
Gültig für einen Kalendermonat 
Nicht übertragbar (personenbezogen) 
Keine Mitnahmemöglichkeit weiterer Personen 

 
Artikel VII 
 
Diese Änderungssatzung tritt gemäß § 5 Abs. 4 Satz 2 KrO NRW am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
***      ***      *** 
Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Kreisordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KrO) gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Herford, 30.03.2012 
gez. Christian Manz 
Landrat 
 
 
 
076 

3. Änderungssatzung vom 30.03.2012 zur Änderung der  Satzung über die 
Elternbeiträge in Kindertageseinrichtungen und Kind ertagespflege 

(Elternbeitragssatzung) vom 13. Juni 2006 in der Fa ssung der  
2. Änderungssatzung vom 25. Oktober 2011 

 
Gemäß § 5 der Kreisordnung (KrO) für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Dezember 2011 
(GV. NRW. S. 685), des § 90 Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII) - Kinder- und Jugendhilfe – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3134), zuletzt geändert durch Art. 2 des 



 

12 
 

Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2975), des § 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung 
von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 462), zuletzt geändert durch 
Art. 1 des Gesetzes vom 25. Juli 2011 (GV. NRW. S. 385) und § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) in der Fassung der Bekanntmachung 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Art. 2 
des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2353), hat der Kreistag in seiner Sitzung am 23. März 2012 
folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 Inhalt 
 
Die Satzung des Kreises Herford über die Elternbeiträge in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
(Elternbeitragssatzung) vom 13. Juni 2006 in der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 25. Oktober 2011 wird 
wie folgt geändert: 
 
 
a) § 6 erhält folgende Überschrift: 
 
  § 6 Beitragsbefreiung 
 
b)  § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
 Besuchen zwei oder mehr Kinder einer Familie oder von Personen, die nach § 2 an die Stelle 

der Eltern treten, gleichzeitig eine Tageseinrichtung, so entfallen die Beiträge für das zweite 
und jedes weitere Kind; sofern zutreffend, findet Abs. 2 gleichzeitig Anwendung. Ist das erste 
Kind nach Abs. 2 beitragsfrei, verbleibt es bei der Befreiung für das zweite und jedes weitere 
Kind nach Satz 1. Welches Kind erstes, zweites und weiteres Kind im Sinne von Satz 1 ist, 
richtet sich nach dem Lebensalter der Kinder. 

 
 

§ 2 Inkrafttreten 
 
Diese Änderungssatzung tritt mit Wirkung vom 01.08.2012 in Kraft. 
 
 
 
**       **       **       **        ** 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Kreisordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KrO) gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c)  der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Herford, 30.03.2012 
gez. Christian Manz 
Landrat 
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077 
Bekanntmachung des Wahlleiters des Kreises Herford über  

die Ersatzbestimmung eines Mitgliedes für den Kreis tag des Kreises Herford 
 
Die von der Sozial Demokratischen Partei Deutschlands (SPD) vorgeschlagene und am 05.06.1987 in den 
Kreistag des Kreises Herford gewählte Bewerberin Barbara Schröder hat auf ihren Sitz im Kreistag des Kreises 
Herford verzichtet. 
 
Gemäß § 45 Kommunalwahlgesetz in der zur Zeit geltenden Fassung wird hiermit als Nachfolger Herr Gerhard 
Thees, Meisenweg 6, 32257 Bünde, als Bewerber aus der Reserveliste der Sozial Demokratischen Partei 
Deutschlands festgestellt und bekannt gegeben. 
 
Gegen die Entscheidung können gemäß § 39 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes  
 

·  jede/r Wahlberechtigte des Wahlgebietes 
·  die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und Wählergruppen, die an der Wahl 

teilgenommen haben 
·  die Aufsichtsbehörde 
 

binnen eines Monats nach Bekanntgabe dieser Feststellung Einspruch erheben, wenn sie eine Entscheidung 
über die Gültigkeit der Wahl gem. § 40 Abs. 1 Buchstaben a bis c für erforderlich halten. 
 
Der Einspruch ist beim Wahlleiter, Amtshausstr. 3, 32051 Herford, Zi.-Nr. 3.10 schriftlich einzureichen oder 
mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Die Bekanntmachung erfolgt gem. § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S.454), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai 2011 
(GV. NRW. S. 238) in Verbindung mit § 65 Ziffer 4 der Kommunalwahlordnung vom 31. August 1993 (GV. 
NRW. S. 592, 967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 27. Juni 2011 (GV. NRW. S. 300, 394). 
 
Herford, den 02.04.2012 
Der Wahlleiter für den Kreis Herford 
 
gez. 
Christian Manz 
 
 
 
078 

Förderung von Grundwasser zur Versorgung der Verban dsmitglieder mit  
Trink- und Brauchwasser in Vlotho, Gemarkung Valdor f, Flur 9 Flurstück 573,  

Flur 13 Flurstücke 162 und 273, aus drei Brunnen du rch den 
Wasserbeschaffungsverband Steinbründorf-Hollwiesen 

 
Der Wasserbeschaffungsverband Steinbründorf-Hollwiesen, Falkenstraße 15, 32602 Vlotho, hat eine 
wasserrechtliche Bewilligung zur Förderung von Grundwasser zur Versorgung der Verbandsmitglieder, 
insbesondere der vom Wasserbezug abhängigen landwirtschaftlichen Betriebe und Industriebetriebe, mit Trink- 
und Brauchwasser in Vlotho, Gemarkung Valdorf, Flur 9 Flurstück 573, Flur 13 Flurstücke 162 und 273, aus 
drei Brunnen in einer Menge von insgesamt bis zu 250.000 m³/Jahr beantragt. 
 
Nach § 3c UVPG (Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24.02.2010 (BGBl I S. 94) in der 
zurzeit geltenden Fassung) in Verbindung mit Nr. 13.3.2 der Anlage 1 des UVPG ist für dieses Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchgeführt worden.  
 
Durch die von dem Wasserbeschaffungsverband Steinbründorf-Hollwiesen geplante Förderung sind nach 
Einschätzung der zuständigen Behörde erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen nicht zu erwarten. 
 
Für das Vorhaben ist daher keine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit der Öffentlichkeit nach § 3a UVPG bekannt gegeben. 
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Herford, 10.04.2012 
 
Kreis Herford 
Der Landrat 
Umwelt, Planen und Bauen 
-untere Wasserbehörde- 
gez. Schneider 
 
 
 
079 

Renaturierung (Verlegung) des Bursieksbaches zwisch en Luskampweg und 
Westkilverstraße in Rödinghausen 

 
Der Kreis Herford, untere Landschaftsbehörde, plant die Renaturierung (Verlegung) des Bursieksbaches 
zwischen Luskampweg und Westkilverstraße in Rödinghausen und hat dazu die Plangenehmigung nach § 68 
WHG (Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I  
S. 2585) in der zurzeit geltenden Fassung) beantragt.  
 
Nach § 3c UVPG (Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24.02.2010 (BGBl I S. 94) in der 
zurzeit geltenden Fassung) in Verbindung mit Nr. 13.18.2 der Anlage 1 des UVPG und § 1 Abs. 1 in Verbindung 
mit Nr. 3 der Anlage 1 UVPG NRW (Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in Nordrhein-Westfalen 
vom 29.April 1992 (GV NRW S. 175) in der zurzeit geltenden Fassung) ist für dieses Vorhaben eine 
standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles durchgeführt worden.  
 
Nach Einschätzung der zuständigen Behörde sind durch die vom Kreis Herford, untere Landschaftsbehörde, 
geplante Maßnahme erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen nicht zu erwarten. 
 
Für das Vorhaben ist daher keine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit der Öffentlichkeit nach § 3a UVPG bekannt gegeben. 
 
Herford, 03.04.2012 
 
Kreis Herford 
Der Landrat 
Umwelt, Planen und Bauen 
-untere Wasserbehörde- 
gez. Schneider 
 
 
 
080 

Rückbau von Uferbefestigungen und strukturelle Aufw ertung der Else  
oberhalb von der Stadt Bünde 

 
Die Kommunalbetriebe Bünde planen den Rückbau von Uferbefestigungen und strukturelle Aufwertung der 
Else oberhalb von der Stadt Bünde und haben dazu die Plangenehmigung nach § 68 WHG (Gesetz zur 
Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I  S. 2585) in der 
zurzeit geltenden Fassung) beantragt.  
 
Nach § 3c UVPG (Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24.02.2010 (BGBl I S. 94) in der 
zurzeit geltenden Fassung) in Verbindung mit Nr. 13.18.2 der Anlage 1 des UVPG und § 1 Abs. 1 in Verbindung 
mit Nr. 3 der Anlage 1 UVPG NRW (Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in Nordrhein-Westfalen 
vom 29.April 1992 (GV NRW S. 175) in der zurzeit geltenden Fassung) ist für dieses Vorhaben eine 
standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles durchgeführt worden.  
 
Nach Einschätzung der zuständigen Behörde sind durch die von den Kommunalbetrieben Bünde geplante 
Maßnahme erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen nicht zu erwarten. 
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Für das Vorhaben ist daher keine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit der Öffentlichkeit nach § 3a UVPG bekannt gegeben. 
 
Herford, 11.04.2012 
 
Kreis Herford 
Der Landrat 
Umwelt, Planen und Bauen 
-untere Wasserbehörde- 
gez. Schneider 
 
 
 
081 

Kreiswahlvorschläge für die Landtagswahl im Kreis H erford am 13. Mai 2012 
 

Nach § 22 Abs. 1 Landeswahlgesetz, §§ 25, 27 Landeswahlordnung gebe ich bekannt, dass der 
Kreiswahlausschuss in seiner Sitzung am 13.04.2012 folgende Kreiswahlvorschläge für die Landtagswahl im 
Kreis Herford zugelassen hat: 

 
Bewerber/innen im Wahlkreis 90 (Herford I) 

Nr. Partei / Kennwort Name Beruf 
Geburtsjahr/-
ort 

Anschrift 
 

1. 
Christlich Demokratische 
Union Deutschlands 
(CDU) 

Fenner, 
Dirk 

Selbstständiger 
Softwaren-
Entwickler 

1965, Herford 
Hansastraße 19 
32049 Herford 

2. 
Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands (SPD) 

Dahm, Christian 
Landtags- 
abgeordneter 

1963, Herford 
Linnenkamp 13 
32602 Vlotho 

3. 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
(GRÜNE) 

Babenhauserheide, 
Maik 

Illustrator 1975, Bünde 
Herforder Str. 35 
32130 Enger 

4. 
Freie Demokratische Partei 
(FDP) 

Weigang,  
Burkhard 

Geprüfter 
Medizinprodukte-
berater 

1964, 
Menden / 
Sauerland 

Warburger Weg 4b 
32051 Herford 

5. DIE LINKE (DIE LINKE) 
Höltke, 
Andreas 

Sozial-
pädagogischer 
Mitarbeiter 

1969, Lemgo 
Winterbergstr. 99 
32602 Vlotho 

6. 
Piratenpartei Deutschland 
(PIRATEN) 

Gesmann, Hannes 
Dipl.-Ing. (DH) 
Informations-
technik 

1986, 
Münster 

Mindener Straße 7 
32049 Herford 

 
 

Bewerber/innen im Wahlkreis 91 (Herford II) 

Nr. Partei / Kennwort Name Beruf Geburtsjahr/-ort 
Anschrift 
 

1. 
Christlich Demokratische 
Union Deutschlands 
(CDU) 

Schuster, 
Martin 

Dipl.-Kaufmann 1982, Bielefeld 
Friedrichstraße 8 
32257 Bünde 

2. 
Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands (SPD) 

Lück,  
Angela 

Landtags-
abgeordnete 

1959, Löhne 
Bergstr. 41 
32584 Löhne 

3. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
(GRÜNE) 

Holstiege, 
Angela 
Margareta 

Lehrerin 1951, Düsseldorf- 
Kaiserswerth 

Turnerstr. 22 
32257 Bünde 

4. 
Freie Demokratische Partei 
(FDP) 

Lohrie, 
Martin 

Sonderschulrektor 
i.E. 

1954, Bünde 
Hanffeld 151 
32257 Bünde 

5. DIE LINKE (DIE LINKE) 
Karger, 
Stephie 

Krankenschwester 1959, Drakenburg 
Schierholzstr. 17 
32584 Löhne 

6. 
Piratenpartei Deutschland 
(PIRATEN) 

Bossert, 
Alexander 

Straßenwärter 1975, Bünde 
Osnabrücker Str. 208 
32257 Bünde 

16. FREIE WÄHLER  Döring,  Gastronomieleiter 1977, Bünde Semmelweg 95 
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Nordrhein-Westfalen 
(FREIE WÄHLER) 

Jörn 32257 Bünde 

 
 
Herford, den 18.04.2012 
gez. 
Christian Manz 
Kreiswahlleiter der Wahlkreise 90 (Herford I) und 91 (Herford II) 
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Bekanntmachungen der Stadt Herford 
 

082 
Bekanntmachung der Stadt Herford über das Recht auf  Einsicht in das 

Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheine n für die Landtagswahl  
am 13. Mai 2012 

 
Das Wählerverzeichnis  zur Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen für die Wahlbezirke der Stadt Herford 
wird in der Zeit vom 23.04.2012 bis 27.04.2012  während der allgemeinen Öffnungszeiten 
 

montags und dienstags von   8.00 - 16.00 Uhr,  
mittwochs von     8.00 - 12.00 Uhr,  
donnerstags von     8.00 - 12.00 Uhr und 14.00- 18.00 Uhr 
freitags von     8.00 - 12.00 Uhr 
 

in Herford im Verwaltungsgebäude Auf der Freiheit 32, Zimmer 104 oder 105,  für Wahlberechtigte zur 
Einsichtnahme  bereitgehalten.  
 
Wahlberechtigte können die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zur Person im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Daten überprüfen. Sofern Wahlberechtigte die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von 
anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen wollen, haben sie Tatsachen glaubhaft 
zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben 
kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister ein Sperrvermerk gemäß den § 34 Abs. 6 des Meldegesetzes NRW eingetragen ist.  
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann vor der Wahl in der Zeit vom 
23.04.2012 bis 27.04.2012 , spätestens am 27.04.2012 bis 12.00 Uhr, bei der Stadt Herford – Wahlbüro, Auf 
der Freiheit 32, 32052 Herford, Zimmer 104, Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch 
Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 22.04.2012 

eine Wahlbenachrichtigung. 
 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 

das Wählerverzeichnis einlegen, wenn sie/er nicht Gefahr laufen will, dass sie/er ihr/sein Wahlrecht nicht 
ausüben kann. 

 
4. Wer einen für den Wahlkreis 90, Herford I, (Herford, Enger, Hiddenhausen und Vlotho) ausgestellten 

Wahlschein hat, kann an der Wahl in diesem Wahlkreis  
durch Stimmabgabe  in einem beliebigen Wahl-/Stimmbezirk der Gemeinden Herford, Enger, 
Hiddenhausen oder Vlotho 
oder 
durch Briefwahl 

teilnehmen. 
 

5. Einen Wahlschein erhalten auf Antrag 
 

5.1 alle in das Wählerverzeichnis eingetragenen  Wahlberechtigten, 
5.2 nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene  Wahlberechtigte, wenn 

a) sie nachweisen, dass sie ohne ihr Verschulden die Einspruchsfrist versäumt haben, 
b) sich ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl erst nach der Einspruchsfrist herausstellt. 
c) ihr Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach Abschluss 

des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 
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Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 11.05.2012, 
18.00 Uhr, bei der Stadt Herford - Wahlbüro, mündlich, schriftlich oder auf elektronischem Wege 
(www.herford.de) beantragt werden.  

 
Das Wahlbüro der Stadt Herford  ist mindestens während der allgemeinen  
Öffnungszeiten 
 

montags und dienstags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
mittwochs von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, 

donnerstags von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uh r bis 18.00 Uhr 
sowie freitags von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

 
im Verwaltungsgebäude Auf der Freiheit 32 (Bürgerbe ratung), Zimmer 301 und 302,  
3. Obergeschoss 

 
erreichbar. 

 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt 
werden. 
 
Versichert ein/e Wahlberechtigte/r glaubhaft, dass ihr/ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, 
kann ihr/ihm bis zum Tage vor  der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buchstabe a) bis c) 
angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, 
stellen. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht  nachweisen, 
dass sie/er dazu berechtigt ist. Behinderte Wahlberechtigte können sich bei der Antragstellung der Hilfe 
einer anderen Person bedienen.  
 

6. Mit dem Wahlschein erhalten die Wahlberechtigten  
 

- einen amtlichen Stimmzettel, 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen 

roten Wahlbriefumschlag und 
- ein Merkblatt für die Briefwahl 

 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die 
Empfangsberechtigung durch schriftliche Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person 
nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt. 
 
Bei der Briefwahl muss die/der Wähler/in den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 
Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland als Standardbrief ohne besondere 
Versendungsform unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle 
abgegeben werden. 
 

Herford, den 12.04.2012 
Stadt Herford 
Der Bürgermeister 
Bruno Wollbrink 
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083 
Bekanntmachung der Stadt Herford über die Änderung Nr. 1.12  

des Bebauungsplans Nr. 6.58 „Südsteig Ost, Teil I“ 
 

Der Bau- und Umweltausschuss der Stadt Herford hat in seiner Sitzung am 26.01.2012 die Aufstellung und den 
Entwurf der Änderung Nr. 1.12 des Bebauungsplans Nr. 6.58 „Südsteig Ost, Teil I“ gemäß § 2 (1) 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22.07.2011 (BGBl. I. S. 1509) beschlossen.  
 

 
Die Änderung Nr. 1.12 umfasst den 
gesamten Geltungsbereich des 
bestehenden Bebauungsplans Nr. 6.58 
„Südsteig Ost, Teil I“. Dieser liegt im 
Stadtteil Elverdissen unmittelbar südlich 
der Kreuzung Elverdisser Straße / Braker 
Straße / Werler Straße. Er erstreckt sich 
westlich der Elverdisser Straße auf die im 
Einmündungsbereich Braker Straße 
befindliche Hofstelle und östlich der 
Elverdisser Straße auf die ehemalige 
Hotelanlage mit dazugehöriger südlich 
angrenzender Freifläche. In dem 
nebenstehenden Planausschnitt ist der 
Geltungsbereich durch eine schwarze 
gestrichelte Linie kenntlich gemacht. Die 
genaue Abgrenzung geht aus dem 
Bebauungsplan selbst hervor. Die 
Bebauungsplanänderung wird im 
vereinfachten Verfahren gemäß § 13 
BauGB durchgeführt. Ein Umweltbericht 
gemäß § 2a BauGB wird nicht erstellt.  
Die öffentliche Auslegung des 
Planentwurfs und der Begründung gemäß 
§ 3 (2) BauGB erfolgt in der Zeit vom 
30.04. – 31.05.2012 einschließlich in 
einem Aushangkasten der Abteilung 
Stadtplanung, Grünflächen und Geodaten 
der Stadt Herford im Technischen 
Rathaus, Auf der Freiheit 21, im 2. 
Obergeschoss während der 
Dienststunden. In diesem Rahmen werden 
auch folgende umweltbezogene 
Informationen ausgelegt:  
 
 

 
- Umweltbericht der Stadt Herford von 1990  
- Bodenkarte NRW L 3916 Bielefeld  
- Altlastenkataster der Stadt Herford 
Während der Offenlegung können Anregungen mündlich zur Niederschrift oder schriftlich bei der Stadt Herford, 
Postfach 2843, vorgebracht werden. Für weitere Fragen steht Ihnen Herr Michael Kellersmann (Tel.: 05221/ 
189-6152) montags bis freitags zwischen 08.30 Uhr und 12.30 Uhr zur Verfügung. 
 
Herford, den 10.04.2012 
 
Stadt Herford 
Der Bürgermeister  
Bruno Wollbrink 
 
 



 

20 
 

084 
Bekanntmachung der Stadt Herford über die Beteiligu ng der Öffentlichkeit  

zur Änderung des Flächennutzungsplans Nr. 3.11 „Hoc hstraße“ 
 

Der Bau- und Umweltausschuss der Stadt Herford hat in seiner Sitzung am 30.06.2011 den 
Einleitungsbeschluss zur Änderung des Flächennutzungsplans Nr. 3.11 „Hochstraße“ gemäß § 2 (1) 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 G vom 12.04.2011 (BGBl. IS. 619, 633f.) gefasst. Gemäß § 2 (1) BauGB wurde dieser 
Beschluss am 14.09.2011 bekannt gemacht.  

Der Geltungsbereich der 
Flächennutzungsplanänderung 

umfasst eine Fläche beidseitig der 
Hochstraße zwischen Oetinghauser 
Weg und Engerstraße. In dem 
nachstehenden Planausschnitt ist 
der Geltungsbereich durch eine 
schwarze gestrichelte Linie 
kenntlich gemacht. Die verbindliche 
Abgrenzung geht aus dem 
Bebauungsplan selbst hervor. 
Die Belange des Umweltschutzes 
werden gemäß § 2a BauGB in 
einem gesonderten Teil der 
Begründung als Umweltbericht 
dargelegt. 
Für Fragen zu dieser 

Flächennutzungsplanänderung 
steht Ihnen Frau Maike Wöhler 
(Tel.: 05221/ 189-6363) dienstags 
und donnerstags zur Verfügung. 
 
 
Die öffentliche Anhörung gemäß § 
3 (1) BauGB zu diesen Plänen 
findet am Dienstag, den  um 19.00 
Uhr im Sitzungssaal des 
Technischen Rathauses der Stadt 
Herford, Auf der Freiheit 21, statt. 
Gemäß § 3 (1) BauGB werden hier 
die allgemeinen Ziele und Zwecke 
der Planung sowie die 
Auswirkungen der Planung 
aufgezeigt und erörtert.  
Über das Ergebnis der Anhörung 
wird eine Niederschrift gefertigt. 
Diese ist zusammen mit den 

Plänen in der Zeit vom  bis einschließlich dem  in einem Schaukasten der Abt. 4.3 – Stadtplanung, Grünflächen 
und Geodaten – im 2. Obergeschoss des Technischen Rathauses, Auf der Freiheit 21, während der 
Dienststunden einzusehen.  
 
Alle interessierten Bürgerinnen und Bürger werden gebeten, die Unterlagen einzusehen und an dem 
vorgenannten Termin teilzunehmen. 
 
Herford, den 16.04.2012 
Stadt Herford 
Der Bürgermeister  
Bruno Wollbrink 
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085 
Bekanntmachung der Stadt Herford über die Beteiligu ng der Öffentlichkeit  

zum Bebauungsplan Nr. 8.75 „Hochstraße/ Eupener Str aße“ 
 
Der Bau- und Umweltausschuss der Stadt Herford hat in seiner Sitzung am 30.06.2011 die Neuaufstellung des 
Bebauungsplans Nr. 8.75 „Hochstraße/ Eupener Straße“ gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 G vom 
12.04.2011 (BGBl. IS. 619, 633f.) beschlossen. Gemäß § 2 (1) BauGB wurde dieser Beschluss am 14.09.2011 
bekannt gemacht.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans 
liegt im nordwestlichen zentralen 
Stadtgebiet von Herford und wird begrenzt 
durch den Oetinghauser Weg im Norden, 
die Eupener Straße im Osten und die 
Straße Glinkamp im Süden. Die westliche 
Grenze bildet im wesentlichen die 
Hochstraße, wobei die ehemalige 
Sportplatzfläche südlich der Straße „Am 
Knie“ und westlich der Hochstraße in den 
Geltungsbereich einbezogen ist. In dem 
nachstehenden Planausschnitt ist der 
Geltungsbereich durch eine schwarze 
gestrichelte Linie kenntlich gemacht. Die 
verbindliche Abgrenzung geht aus dem 
Bebauungsplan selbst hervor. 
Die Belange des Umweltschutzes werden 
gemäß § 2 a BauGB in einem gesonderten 
Teil der Begründung als Umweltbericht 
dargelegt. 
 
 
Für Fragen zu diesem Bebauungsplan 
steht Ihnen Frau Maike Wöhler 
(Tel.: 05221/ 189-6363) dienstags und 
donnerstags zur Verfügung. 
 
 
Die öffentliche Anhörung gemäß § 3 (1) 
BauGB zu diesen Plänen findet am 
Donnerstag, den 03.05.2012 um 18.00 Uhr 
im Sitzungssaal des Technischen 
Rathauses der Stadt Herford, Auf der 
Freiheit 21, statt. Gemäß § 3 (1) BauGB 
werden hier die allgemeinen Ziele und 

Zwecke der Planung sowie die Auswirkungen der Planung aufgezeigt und erörtert.  
Über das Ergebnis der Anhörung wird eine Niederschrift gefertigt. Diese ist zusammen mit den Plänen in der 
Zeit vom 07.05.2012 bis einschließlich dem 15.05.2012 in einem Schaukasten der Abt. 4.3 – Stadtplanung, 
Grünflächen und Geodaten – im 2. Obergeschoss des Technischen Rathauses, Auf der Freiheit 21, während 
der Dienststunden einzusehen.  
 
Alle interessierten Bürgerinnen und Bürger werden gebeten, die Unterlagen einzusehen und an dem 
vorgenannten Termin teilzunehmen. 
 
Herford, den 16.04.21012 
Stadt Herford  
Der Bürgermeister  
Bruno Wollbrink 
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Bekanntmachungen der Stadt Bünde 
 

086 
Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das W ählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen für die Landtags wahl am 13.05.2012 

 
1. Das Wählerverzeichnis für die Stimmbezirke in der Stadt Bünde wird in der Zeit vom 23.04.2012 bis 

27.04.2012 während der allgemeinen Öffnungszeiten im Rathaus, Bahnhofstr. 13 + 15, Wahlbüro, für 
Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereit gehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein 
Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung 
besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß 
den § 34 Abs. 6 des Meldegesetzes NRW eingetragen ist.  

 
 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 

Datensichtgerät möglich.  
 
 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 23.04.2012 bis 

27.04.2012, spätestens am 27.04.2012 bis 13.00 Uhr, bei der Stadt Bünde, Rathaus, Bahnhofstr. 13+15, 
Wahlbüro, Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift 
eingelegt werden.  

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten spätestens bis zum 22.04.2012 

eine Wahlbenachrichtigung.  
 
 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 

das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben 
kann.  

 
 Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen 

Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 91 Herford II durch Stimmabgabe in einem 

beliebigen Stimmbezirk dieses Wahlkreises oder durch Briefwahl teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 
 5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter 
 5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
  a) wenn er nachweist, dass er aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grund die Einspruchsfrist (bis 

27.04.2012) versäumt hat, 
  b) wenn er aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grund nicht in das Wählerverzeichnis 

aufgenommen worden ist, 
  c) wenn seine Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl erst nach der Einspruchsfrist entstanden ist 

oder sich herausstellt. 
 
 Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 11.05.2012, 

18.00 Uhr, beim Bürgermeister der Stadt Bünde (Wahlamt) mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt 
werden. Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, 
gestellt werden. Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht 
zugegangen ist, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden.  

 
 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buchstaben a) bis 

c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, 
stellen. Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
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nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung 
der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 

6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 
 
  - einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises  
  - einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag 
  - einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten  
    Wahlbriefumschlag und 
  - ein Merkblatt für die Briefwahl 
 
Die Abholung von Wahlscheinen und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die 
Berechtigung zur Empfangsnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie 
der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich 
die bevollmächtigte Person auszuweisen. Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit den 
Stimmzetteln und dem Wahlschein so rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief 
dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht.  
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform 
ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief 
angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
Bünde, den 21.03.2012 
gez. Koch 
Bürgermeister 
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Öffentliche Bekanntmachung über die Erteilung von A uskünften aus dem 
Melderegister 

 
Nach § 34 Abs. 1 und § 35 Abs. 1 – 4 des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (MG NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16.09.1997 (GV.NW.S 332/SGV.NW. 210) – in der z. Z. gültigen Fassung – 
sind die Meldebehörden berechtigt, in den nachfolgend aufgeführten Fällen auf Antrag, Auskünfte aus dem 
Melderegister zu erteilen. 
 
In den folgenden Fällen ist die Weitergabe von Daten nur mit ausdrücklicher Einwilligung  der Betroffenen 
zulässig 
 

- über Alters- und Ehejubiläen von Einwohnern an Mitglieder parlamentarischer und kommunaler 
Vertretungskörperschaften sowie Presse und Rundfunk, dies kann auch eine Verbreitung über das 
Internet zur Folge haben (§ 35 Abs. 3 MG NRW). 

- an Adressbuchverlage über sämtliche Einwohner, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, zum 
Zwecke der Veröffentlichung in gedruckten Adressbüchern (§ 35 Abs. 3 MG NRW). 

 
Bei der Erteilung der Auskunft durch die Meldebehörde werden folgende Daten übermittelt: 
  

- Vor- und Familienname 
- Doktorgrad und Anschrift 
- bei Ehe- und Altersjubiläen zusätzlich Tag und Art des Jubiläums  

 
Das Recht auf Widerspruch  gegen die Weitergabe von Daten durch die Meldebehörde besteht bei: 
 

- Übermittlung der Daten im Wege des automatisierten Abrufs über das Internet (§ 34 Abs. 1b  
      MG NRW)   
- Weitergabe von Daten an Parteien, Wählergruppen und andere Träger von Wahlvorschlägen  

im Zusammenhang mit Parlaments- und Kommunalwahlen oder unmittelbaren Wahlen von 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern  

- Volksbegehren, Volksentscheiden sowie bei Bürgerentscheiden für Antragsteller und Parteien 
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Das Widerspruchsrecht steht Personen ab Vollendung des 15. Lebensjahres zu, es ist hierzu nicht die 
Einwilligung oder Genehmigung der/des gesetzlichen Vertreters/in erforderlich. Betroffene, die von ihrem 
Einwilligungs- bzw. Widerspruchsrecht Gebrauch machen wollen, werden hiermit gebeten, die entsprechende 
Erklärung schriftlich oder persönlich im Bürgerbüro der Stadt Bünde, Bahnhofstraße 13 und 15, 32257 Bünde 
abzugeben.  
Die Einwilligung bzw. der Widerspruch bedürfen keiner Begründung und bleiben bis auf Widerruf gültig.  
 
Bünde, den 26.03.2012 
Stadt Bünde 
gez. Koch 
Bürgermeister 
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27. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Bü nde - Darstellung  
"gemischte Baufläche" im Ortsteil Bünde-Ennigloh -E inleitungsbeschluss  

(§ 2 Baugesetzbuch) und Öffentliche Auslegung des P lanentwurfes  
(§ 3 Absatz 2 Baugesetzbuch) 

 
Der Rat der Stadt Bünde hat in seiner Sitzung am 29. März 2012 folgenden Beschluss gefasst: 
Für den Bereich der Grundstücke nördlich der "Borriesstraße", östlich der "Breite Straße", südlich der "Lange 
Straße" und westlich der Straße "Ackerhagen" soll eine Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Bünde 
durchgeführt werden. 
Anstelle der Darstellung "gewerbliche Baufläche" soll die künftige Darstellung "gemischte Baufläche" sein. 
Die Grenzen des Plangebietes sind aus dem Übersichtplan (M.: 1: 5000) ersichtlich. 
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Gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
September 2004 (BGBl. I S. 2414) wird vorstehender Beschluss des Rates der Stadt Bünde hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Ferner hat der Rat der Stadt Bünde in seiner Sitzung am 29. März 2012 den Beschluss gefasst, die 27. 
Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Bünde - Darstellung "gemischte Baufläche" im Ortsteil Bünde-
Ennigloh - öffentlich auszulegen (§ 3 Absatz 2 Baugesetzbuch). 
 
Der Planentwurf der 27. Änderung des Flächennutzungsplanes und die Entwurfsbegründung vom 23. Februar 
2012 werden in der Zeit vom 27. April 2012 bis einschließlich 30. Mai 2012  im Rathaus der Stadt Bünde, 
Bahnhofstraße 13 + 15, Bünde, II. Obergeschoss, im Flur zu den Räumen des Sachgebietes Planung, während 
der Dienststunden, Montag bis Donnerstag 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, Freitag von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, zu 
jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt. 
 
Während der Auslegungsfrist können von jedermann Stellungnahmen zum Planentwurf schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über die 27. Änderung des Flächennutzungsplanes unberücksichtigt bleiben. 
 
Ein Normenkontrollantrag gemäß § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 
686) in der zurzeit geltenden Fassung gegen die 27. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Bünde ist 
unzulässig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen dieser 
öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Bünde, den 10. April 2012 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
gez. Berg 
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Bekanntmachung der 
 

3. Änderungssatzung vom 11.04.2012 zur Änderung der  Satzung für das 
Jugendamt der Stadt Bünde vom 12.11.2001, 

 
18. Änderungssatzung vom 11.04.2012 zur Änderung de r Gebührensatzung zur 

Schulordnung für die Musikschule der Stadt Bünde vo m 31.05.1994, 
 

Satzung vom 11.04.2012 des Kulturbeirates der Stadt  Bünde, 
 

Gebührensatzung vom 11.04.2012 über die Erhebung vo n Eintrittsentgelten sowie 
die Verleihung von Sammlungsbeständen und Ausstellu ngen des Museum Bünde 

 
und 

 
1. Änderungssatzung vom 11.04.2012 zur Änderung der  Satzung der Stadt Bünde 

für die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs . 2 ÖPNVG NRW vom 
20.07.2011 

 
3. Änderungssatzung vom 11.04.2012 zur Änderung der  Satzung für das Jugendamt 
der Stadt Bünde vom 12.11.2001 
 
Aufgrund der §§ 69 ff. des Kinder- und Jugendhilfegesetzes - KJHG - (Achtes Buch Sozialgesetzbuch - SGB 
VIII - ) in der zurzeit geltenden Fassung, des § 3 Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes – AG-KJHG – in der zurzeit geltenden Fassung und des  § 7 der Gemeindeordnung für 
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das Land Nordrhein-Westfalen in der zurzeit geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Bünde am 29.03.2012 
folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 
Die Satzung für das Jugendamt der Stadt Bünde vom 12.11.2001 wird wie folgt geändert: 
 
1) § 4 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 
 Buchstabe e) und f) werden wie folgt neu gefasst: 

 e) eine Lehrerin/ein Lehrer aus dem Bereich der Grund- und Förderschulen, die/der vom Schulamt des 
Kreises Herford bestellt wird; 

 f) eine Lehrerin/ein Lehrer aus dem Bereich der weiterführenden Schulen, die/der von der zuständigen 
örtlichen Stelle bestellt wird; 

 Nach dem Buchstaben k) wird folgender Text eingefügt: 
l) eine Vertreterin/ein Vertreter des Integrationsausschusses, die/der durch den  
 Integrationsausschuss gewählt wird, 
m) eine Ärztin/ein Arzt des Gesundheitsamtes, die/der von der örtlichen Stelle bestellt wird. 
Für die Mitglieder c) bis m) ist je ein/e persönliche/r Vertreter/in zu bestellen oder zu wählen. 
 

2) § 5 Abs. 2 Ziffer 2. wird wie folgt geändert:  
 Buchstabe d) wird wie folgt neu gefasst: 

d) die Bedarfsfeststellung für Kindertageseinrichtungen auf der Grundlage der örtlichen 
Jugendhilfeplanung nach dem KiBiz, 

Die Buchstaben e), f), g) und i) werden gestrichen. 
Der bisherige Buchstabe h) wird neuer Buchstabe e). 
 
 

Diese Satzungsänderung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Koch     Hoppe   
Bürgermeister     Schriftführerin 
 
 
 
18. Änderungssatzung vom 11.04.2012 zur Änderung de r Gebührensatzung zur 
Schulordnung für die Musikschule der Stadt Bünde vo m 31.05.1994 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein- Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.Juli 1994 (GV NRW S. 666 ff), in der zur Zeit gültigen Fassung, der §§ 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein- Westfalen vom 21.Oktober 1969 ( GV NRW S. 712), in 
der zur Zeit gültigen Fassung und des § 10 der Schulordnung für die Musikschule der Stadt Bünde hat der Rat 
der Stadt Bünde in seiner Sitzung vom 29.03.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
Artikel I 
 
§ 2 Abs. 1 „Höhe der Unterrichtsgebühr“ (Gebührentarif) erhält folgende Fassung: 
 
 
 Höhe der Unterrichtsgebühr 
 
Die Gebühr beträgt je 
Teilnehmer/in und Schuljahr 

Unter- 
richts- 
minuten 

jährlich  
ab 1.8.2012 
in Euro 

  monatl iche  Rate 
ab 1.8.2012 
in Euro  

a) Musikalische Früherziehung und 
und Grundausbildung (MGA) 

     

 5 – 8 Kinder 
9 – 12 Kinder 

45 
60 

298,80 
298,80 

  24,90 
24,90 

 MGA im Rahmen einer AG 
in einer Grundschule 

 
45 

 
183,60 

   
15,30 

b) Einzelunterricht 30 717,60   59,80 
 Einzelunterricht 45 1.076,40   89,70 
 Einzelunterricht 60 1.435,20   119,60 
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c) Gruppenunterricht      
 Mit 2 Schüler/innen 45 568,80   47,40 
 Mit 2 Schüler/innen 60 717,60   59,80 
 Ab 3 Schüler/innen 45 411,60   34,30 
 Ab 3 Schüler/innen 60 542,40   45,20 
 Ab 5 Schüler/innen im 

Rahmen einer AG in einer 
allgemein bildenden Schule 

 
 
45 

 
 
322,80 

   
 
26,90 

d) Jeki  240,00   20,00 
e) Instrumentenkarussell 45 518,40   43,20 
f) Ergänzungs- und 

Ensembleunterricht  
davon gebührenpflichtig 

     

 aa) Ensembles, Orchester, 
Spielkreise, Musiktheorie  
bis 19 Personen 

 162,00   13,50 

 bb) Ensembles, Orchester, 
Spielkreise, Musiktheorie  
ab 20 Personen 

 87,60   7,30 

 
Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am 01.08.2012 in Kraft. 
 
 
Koch     Hoppe   
Bürgermeister     Schriftführerin 
 
 
 
Satzung vom 11.04.2012 des Kulturbeirates der Stadt  Bünde 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Ziff. f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der zurzeit 
geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Bünde in seiner Sitzung am 29.03.2012 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
             § 1 
    Aufgaben des Kulturbeirates 
 
Der Kulturbeirat befasst sich anregend und fördernd mit den kulturellen Angelegenheiten und Einrichtungen der 
Stadt Bünde. Er berät den Rat der Stadt und dessen Fachausschüsse sowie die Verwaltungsleitung durch 
entsprechende Empfehlungen zur Kulturarbeit (Kultur-Konzept).  
 
Insbesondere bemüht sich der Kulturbeirat um die weitere Vernetzung kultureller Angebote der Träger und 
Betreiber von Kultureinrichtungen, der Vereine und Verbände zur Förderung des kulturellen Lebens in der Stadt 
Bünde unter Einbindung von Handel und Wirtschaft. 
 
             § 2 
    Mitglieder des Kulturbeirates 
 
Der Kulturbeirat kann aus bis zu fünfzehn Mitgliedern bestehen. Der Bürgermeister oder ein Vertreter nimmt an 
den Sitzungen des Kulturbeirates mit beratender Stimme teil. 
 
Der Kulturbeirat wählt aus seiner Mitte mit einfacher Mehrheit einen Vorsitzenden sowie einen stellvertretenden 
Vorsitzenden, der in Abstimmung mit der Verwaltung die Sitzungen einberuft  und leitet. 
 
            § 3 
              Berufungszeit 
 
Die Mitglieder des Kulturbeirates werden für die Dauer von höchstens fünf Jahren in Anlehnung an die 
Amtsperiode des Rates der Stadt Bünde berufen. Die Mitgliedschaft endet mit dessen Ablauf. 
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            § 4 
     Einberufung und Berichte 
 
Der Kulturbeirat wird durch den Vorsitzenden mindestens zweimal im Jahr einberufen und tagt in öffentlicher 
Sitzung. Der Vorsitzende setzt die vorläufige Tagesordnung unter Berücksichtigung der Vorschläge der 
Mitglieder des Kulturbeirates fest und berichtet mindestens einmal jährlich im Ausschuss für 
Wirtschaftsförderung über dessen Arbeit. 
 
            § 5 
               Inkrafttreten 
 
Die Satzung des Kulturbeirates tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Koch      Hoppe 
Bürgermeister     Schriftführerin 
 
 
 
Gebührensatzung vom 11.04.2012 über die Erhebung vo n Eintrittsentgelten sowie die 
Verleihung von Sammlungsbeständen und Ausstellungen  bzw. Ausstellungsteilen des 
Museum Bünde 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 13.12.2011 (GV NRW S. 685) und der §§ 1, 2, 4 und 5 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV. NRW. 610), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 30.06.2009 (GV NRW S. 394) hat der Rat der Stadt Bünde in seiner Sitzung am 
29.03.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 
1. Gegenstand 
1.1 Für den Besuch des Museums werden Gebühren in Form von Eintrittsentgelten erhoben. 
1.2 Für das Ausleihen von Sammlungsbeständen, Ausstellungen und Ausstellungsteilen werden Leihgebühren 

erhoben. 
1.3 Für die Überlassung von Räumlichkeiten des Museums außerhalb der für Museumszwecke  benötigten 

Zeiten werden nach Maßgabe der Entgeltordnung für die kommerzielle Nutzung von städtischen Räumen 
in der jeweils gültigen Fassung privatrechtliche Entgelte erhoben. Das gilt auch für die Bereitstellung von 
Personal im Falle der Ziff. 1.2. 

 
2. Besuch des Museums 
2.1 Eintrittsentgelt 

Das Eintrittsentgelt beträgt für 
Erwachsene 4,00 € 
Kinder von 6 – 17 Jahren 2,00 € 
Familienkarte (ein oder zwei 
Erwachsene mit einem Kind oder 
mehreren Kindern 

8,00 € 

Gruppen ab 6 Personen (pro Person) 3,00 € 
Kinder unter 6 Jahren in Begleitung Erwachsener haben freien Eintritt. 
Schüler/innen, Student/innen, Auszubildende, Wehrpflichtige, Freiwilligendienstleistende, 
Schwerbehinderte (mit einem Behinderungsgrad ab 50 %) und Inhaber/innen des Wittekindpasses, 
Mitglieder des Fördervereins NRW Stiftung und Mitglieder der Fördervereine des Doberg- bzw. Deutschen 
Tabak- und Zigarrenmuseums erhalten bei Vorlage einer entsprechenden Bescheinigung / eines 
entsprechenden Ausweises eine Ermäßigung um 50 %. 

2.2 Sonderausstellungen 
Abweichend vom in Ziff. 2.1 festgesetzten Eintrittsentgelt können für den Besuch von Sonderausstellungen 
spezielle Eintrittsentgelte erhoben werden. 

2.3 Führungen 
Für Führungen in den Dauerausstellungen bis maximal 25 Personen (Dauer: ca. 1 Stunde) wird zuzüglich 
zum Eintrittsgeld ein pauschaler Zuschlag in Höhe von 30 € je Gruppe berechnet. 
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Bei Führungen in den Sonderausstellungen kann die Gruppengröße je nach den Platzverhältnissen 
beschränkt werden. 

2.4 Museumspädagogische Aktionen 
Für die Durchführung personalbetreuter museumspädagogischer Aktionen erarbeitet die Museumsleitung 
individuelle Angebote für Aktionen zwischen 45 und 120 Minuten. Für diese Aktionen wird zuzüglich zum 
Eintrittsentgelt ein Zuschlag auf der Basis eines Stundensatzes von 30,00 € erhoben 

 
3. Ausleihen von Ausstellungen, Ausstellungsteilen,  Sammlungsbestände � 
3.1. Höhe der Ausleihgebühren 

Für das Ausleihen von Ausstellungen, Ausstellungsteilen und Sammlungsbeständen wird eine 
Bearbeitungsgebühr in Höhe von 150,00 € je Ausleihe erhoben. 
Leihgebühren von Sammlungsbeständen werden nicht berechnet. Der Hin- und Rücktransport sowie ein 
adäquater Versicherungsschutz ist durch den Leihnehmer zu gewährleisten und auf Verlangen 
entsprechend nachzuweisen. 
Die monatliche Leihgebühr bei der Ausleihe von Ausstellungen bzw. Ausstellungsteilen wird auf 15% des 
Wertes der verliehenen Ausstellung festgesetzt. 

3.2. Befreiung von Ausleihgebühren 
In Einzelfällen kann von der Erhebung einer Ausleihgebühr abgesehen werden, wenn die Befreiung im 
Interesse der Stadt Bünde liegt oder der Leihnehmer eine gemeinnützige Organisation ist. 

 
4. Inkrafttreten � 

Die Gebührensatzung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

Koch       Hoppe 
Bürgermeister      Schriftführerin 
 
 
 
1. Änderungssatzung vom 11.04.2012 zur Änderung der  Satzung der Stadt Bünde für 
die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW vom 20. 07. 2011 
 
Der Rat der Stadt Bünde hat aufgrund des § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994, in der zurzeit gültigen Fassung,  in seiner Sitzung am 
29. 03. 2012 die folgende 1. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Bünde für die Ausbildungsverkehr-
Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW vom 20. 07. 2011 beschlossen: 
 
Artikel I 
 
Ziffer 6 der Satzung der Stadt Bünde für die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 
wird wie folgt geändert: 
 
Ziffer 6.4, Satz 1 erhält folgende Fassung:  
 

„Gemäß § 11a Abs. 2 Satz 4 ÖPNVG NRW sind für die Ermittlung des Ausgleichs die Netto-Erträge der 
Betreiber im Ausbildungsverkehr maßgeblich.“ 

 
Ziffer 6.4.1, Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 

„Anzusetzen sind alle Erträge i. S. d. Ziff. 6.4.2 und 6.4.3 des Bewilligungsjahres aus  
Linienverkehren gemäß § 42, § 43 Nr. 2 PBefG, auch soweit die Verkehre als  
Bedarfsverkehre durchgeführt werden.“ 

 
Ziffer 6.4.2 erhält folgende Fassung:  
 

„Anzusetzen sind nur Erträge des Bewilligungsjahres aus Fahrgeldeinnahmen d.h. Einnahmen aus dem 
Verkauf der Fahrausweise nach Ziff. 6.4.3. Nicht einbezogen sind hiernach  
insbesondere 

 
-  Zuschüsse o. a. zusätzliche Zahlungen von Schulträgern, Schulen, Gemeinden o. a.  

öffentlichen Stellen; 
-  Einnahmen aus Fahrzeug-Werbung o. ä. mit dem Linienverkehr (mittelbar) erzielte  
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Erträge; 
-  Ausgleichsleistungen für den Ausbildungsverkehr anderer Länder (bei grenzüberschreitenden 

Linien); 
-  Nachzahlungen für das Bewilligungsjahr, die nach dem Stichtag 31. 3. des zweiten auf das 

Bewilligungsjahr folgenden Jahres (Nr. 10.3.3 lit c, 2. Absatz) erfolgen.“ 
 
Artikel II 
 
Ziffer 7 der Satzung der Stadt Bünde für die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 
wird wie folgt geändert: 
 
Unter Ziffer 7.6 wird folgender Satz eingefügt: 
 

„Kosten und Einnahmen sind jeweils netto, also ohne die jeweilige Mehrwertsteuer  
auszuweisen.“ 

 
Ziffer 7.6.1, Satz 1 wird gestrichen.  
 
Ziffer 7.6.3, Satz 1 erhält folgende Fassung:  
 

„Der Betreiber weist durch Eigenerklärung und auf Verlangen durch Testat eines von ihm  
beauftragten Wirtschaftsprüfers / Steuerberaters die Einhaltung der nachfolgend genannten 
Anforderungen nach:“ 

 
Artikel III 
 
Ziffer 8 der Satzung der Stadt Bünde für die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 
wird wie folgt geändert: 
 
Unter Ziffer 8.1 wird folgender Satz eingefügt: 
 

„Kosten und Einnahmen sind jeweils netto, also ohne die jeweilige Mehrwertsteuer  
auszuweisen.“ 

 
Ziffer 8.2.3 erhält folgende Fassung: 
 

„Angemessene Kapitalverzinsung 
 
Sofern der Betreiber keinen Nachweis im Sinne von Satz 3 bis Satz 5 erbringt, kann vom Betreiber in 
der Regel die zulässige Höhe des angemessenen Gewinns bzw. der  
angemessenen Kapitalverzinsung pauschalierend bezogen auf Linien/Linienbündel  
entsprechend einer Umsatzrendite von bis zu 4,75 % berechnet werden. Der Betrag wird dann als 
Anteil in Höhe von bis zu 4,99 % der maßgeblichen Kosten ermittelt.  
 
Auf Nachweis kann der Betreiber auch einen höheren angemessenen Gewinn bzw. eine  
höhere angemessene Kapitalverzinsung für sein Gesamtangebot im Bedienungsgebiet des 
Aufgabenträgers einschließlich der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen zugrunde legen. Der 
entsprechende Nachweis gilt als erbracht, wenn der Betreiber der zuständigen Behörde für seine Linien 
im Gebiet der zuständigen Behörde bezogen auf vergleichbare Netze anhand konkreter, aktueller 
aussagekräftiger Einzeldaten oder alternativ anhand aktueller  
Marktstudien oder auf andere geeignete objektive Weise konkret einen abweichenden  
branchenüblichen angemessenen Gewinn bzw. eine angemessene Kapitalverzinsung für den  
maßgeblichen Bussektor in vergleichbaren Märkten darlegt.  
 
Der angemessene Gewinn bzw. die angemessene Kapitalverzinsung wird als Anteil der  
maßgeblichen Kosten dargestellt. Die Darlegungen des Betreibers müssen durch die  
zuständige Behörde nachprüfbar sein; hierbei sind wegen der Vergleichbarkeit die  
tatsächlichen Strukturen anhand eines objektiven Maßstabs zu beurteilen.  
 
Zu- und Abschläge aufgrund der jeweiligen Risikostruktur, Effizienz der Kostenstruktur und 
Nachfrageentwicklung, soweit sie auf die Verkehrsbedienung zurückzuführen ist, sowie  



 

31 
 

Qualität der Fahrzeuge und Anlagen werden berücksichtigt, wenn diese der zuständigen  
Behörde vom Betreiber schlüssig und nachvollziehbar begründet werden.“ 

 
Artikel IV 
 
Ziffer 10 der Satzung der Stadt Bünde für die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 
wird wie folgt geändert: 
 
Ziffer 10.3.2, Satz 1 erhält folgende Fassung:  
 

„Auf den Antrag des Betreibers ergeht nach Eingang aller für den Geltungsbereich dieser allgemeinen 
Vorschrift vollständig und fristgerecht eingereichten Anträge gemäß Ziff. 10.1 ein vorläufiger 
Bewilligungsakt für das Jahr, für das der Ausgleich begehrt wird (Bewilligungsjahr).“ 

 
Als Ziffer 10.3.2, Satz 2 wird eingefügt: 
 

„Der Bewilligungsakt soll dem Antragsteller spätestens zum 15. 5. des Bewilligungsjahres zugehen, 
aber nicht vor Rechtkraft des Bewilligungsbescheides des Landes NRW an den Aufgabenträger.“ 

 
Ziffer 10.3.3 lit. a) erhält folgende Fassung: 
 

a) „Zeitlicher Ablauf 
 
Der endgültige Bewilligungsakt erfolgt, nachdem die erforderlichen Daten zur  
 
-  Ermittlung des Anteils an den Mitteln nach § 11a ÖPNVG NRW (vgl. Ziff. 6) und 
-  zur Durchführung der Überkompensationskontrolle nach VO (EG) Nr. 1370/2007 (vgl. Ziff. 8) 
 
endgültig vorliegen, spätestens aber zum 31.08. des zweiten dem Bewilligungsjahr folgenden Jahres.“ 

 
Ziffer 10.4.1, Satz 4 erhält folgende Fassung: 
 

„Ferner teilt der Betreiber der zuständigen Behörde mit Antragstellung für das jeweilige  
Bewilligungsjahr mit  
 
-  die Anzahl der voraussichtlich vom Betreiber in NRW zu fahrenden Wagenkilometer im 

Linienverkehr (Ziff. 10.3.2. lit. a), 
-  die Anzahl der voraussichtlich vom Betreiber im Gebiet der zuständigen Behörde zu fahrenden 

Wagenkilometer im Linienverkehr (10.3.2. lit. a), differenziert nach Linien, 
-  die Höhe der voraussichtlich von ihm erzielten Netto-Erträge im Ausbildungsverkehr in NRW 

(10.3.2. lit. b), 
-  die Höhe der voraussichtlich von ihm erzielten Netto-Erträge im Ausbildungsverkehr im Gebiet der 

zuständigen Behörde (10.3.2. lit. b) 
 
und zwar jeweils unter Berücksichtigung von Änderungen der Anzahl der Wagenkilometer und der 
Höhe der Netto-Erträge in NRW bzw. im Gebiet der zuständigen Behörde (10.3.2. lit. c).“ 

 
Ziffer 10.4.1, Satz 5, zweiter Spiegelstrich erhält folgende Fassung: 
 

-  „eine Eigenerklärung und auf Verlangen ein Testat eines Wirtschaftsprüfers / Steuerberaters, das 
die Einhaltung der für die Erstellung der Vorabkalkulation der Kosten geltenden Anforderungen 
bestätigt (Ziff. 7.6); die zuständige Behörde leitet diese Angaben dem ggf. verantwortlichen 
Federführer (Ziff. 7.4) zu.“ 

 
Ziffer 10.4.1, Satz 6 entfällt. 
 
Ziffer 10.4.2, Satz 1, erster Spiegelstrich wird wie folgt geändert: 
 

-  „die vom Betreiber tatsächlich erzielten Netto-Erträge im Ausbildungsverkehr (Ziff. 6.4);“ 
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Artikel V 
 
Ziffer 11 der Satzung der Stadt Bünde für die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 
wird wie folgt geändert: 
 
Ziffer 11.1 erhält folgende Fassung: 
 

„Abschläge/Teilzahlungen 
 
Durch den vorläufigen Bewilligungsakt (Ziff. 10.3.2) werden Abschläge/Teilzahlungen wie folgt gewährt 
und durchgeführt: 
 
-  nach Bestandskraft des vorläufigen Bewilligungsakts 60 % auf den voraussichtlichen 

Bewilligungsbetrag, frühestens zum 1. 6. des Bewilligungsjahres. 
-  Zum 15.10. des Bewilligungsjahres 35 % auf den voraussichtlichen Bewilligungsbetrag.  
-  Die übrigen 5 % werden analog zu dem im vorstehenden Spiegelstrich aufgeführten Termin auf ein 

durch den Betreiber eingerichtetes und der zuständigen Behörde mitgeteiltes Notar-Anderkonto 
geleistet. Eine Verrechnung des auf das Notar-Anderkonto eingezahlten Anteils der dritten 
Teilzahlung findet mit der Schlussabrechnung nach Ziff. 11.2 statt.  

 
Auf die Einrichtung eines Notar-Anderkontos kann verzichtet und der Anteil auf das vom 
Verkehrsunternehmen benannte Konto ausgezahlt werden, insbesondere 
 
-  wenn der Anteil einen Betrag von 5.000 € unterschreitet oder 
-  für einen Linienverkehr im Zuständigkeitsbereich des Aufgabenträgers (Ziff. 2.2) ein öffentlicher 

Dienstleistungsauftrag im Sinne des Art. 3 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 (z.B. Betrauung 
entsprechend Art. 8 Abs. 3d VO (EG) Nr. 1370/2007 oder Bruttoverkehrsvertrag) besteht. 

 
Die Zahlung erfolgt mittels Überweisung auf ein vom Betreiber mit Antragstellung anzugebendes 
Konto.“ 

 
Ziffer 11.4 erhält folgende Fassung: 
 

„Anwendung der Ausgleichsregelungen für das gesamte Kalenderjahr 2011 
 
Die Weiterleitung der Ausbildungsverkehr-Pauschale nach Maßgabe dieser Satzung erfolgt ungeachtet 
des Zeitpunkts des Inkrafttretens (Ziff. 11.3) gemäß § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW bereits bezogen auf 
das gesamte Kalenderjahr 2011.“ 

 
Artikel VI 
 
In der Anlage „Vermerk zum Referenzticket“ wird unter der Überschrift „Referenzticket“ (Seite 3) in der Tabelle 
in Zeile „Monatsticket“ und der Spalte „Geltungs- und Gültigkeitsmerkmale“ wie folgt  
formuliert:  
 

Preisstufenabhängig  
Gültig für einen Kalendermonat 
Nicht übertragbar (personenbezogen) 
Keine Mitnahmemöglichkeit weiterer Personen 

 
Artikel VII 
 
Diese Änderungssatzung tritt gemäß § 7 Abs. 4 Satz 2 GO NRW am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Koch        Hoppe 
Bürgermeister       Schriftführerin 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 15 der Hauptsatzung der Stadt Bünde in der Fassung der 11. Änderungssatzung vom 16.03.2011 wird 
die  
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- 3. Änderungssatzung vom 11.04.2012 zur Änderung der Satzung für das Jugendamt der Stadt Bünde 
vom 12.11.2001 

- 18. Änderungssatzung vom 11.04.2012 zur Änderung der Gebührensatzung zur Schulordnung für die 
Musikschule der Stadt Bünde vom 31.05.1994 

- Satzung vom 11.04.2012 des Kulturbeirates der Stadt Bünde 
- Gebührensatzung vom 11.04.2012 über die Erhebung von Eintrittsentgelten sowie die Verleihung von 

Sammlungsbeständen und Ausstellungen des Museum Bünde 
- 1. Änderungssatzung vom 11.04.2012 zur Änderung der Satzung der Stadt Bünde für die 

Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW vom 20.07.2011  
 
bekanntgemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzungen nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bünde, 11.04.2012 
 
Koch 
Bürgermeister 
 
 
 
090 

Satzung der Stadt Bünde über die Zulässigkeit von B auvorhaben im 
städtebaulichen Außenbereich gemäß § 35 Absatz 6 Ba ugesetzbuch (BauGB)  

im Ortsteil Ahle / Werfen - Außenbereichssatzung - "Im Eilen" 
 
Der Rat der Stadt Bünde hat in seiner Sitzung am 29. März 2012 die Satzung der Stadt Bünde über die 
Zulässigkeit von Bauvorhaben im städtebaulichen Außenbereich gemäß § 35 Absatz 6 Baugesetzbuch 
(BauGB) im Ortsteil Ahle / Werfen - Außenbereichssatzung - "Im Eilen" beschlossen. Der Planbereich ist aus 
dem folgenden Übersichtsplan (M.: 1 : 5000) ersichtlich. 
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Bekanntmachungsanordnung 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), in der zurzeit 
geltenden Fassung, § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), in der zurzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit den Bestimmungen 
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht 
(Bekanntmachungsverordnung - BekanntmVO) vom 26. August 1999 (GV. NRW. S. 516), in der zurzeit 
geltenden Fassung und gemäß § 15 der Hauptsatzung der Stadt Bünde in der Fassung der 11. Änderung vom 
16. März 2011 wird die vorgenannte Satzung hiermit öffentlich bekanntgemacht.  
Die Satzung einschließlich Übersichtsplan und die Begründung können auf Dauer im Rathaus der Stadt Bünde, 
Bahnhofstraße 13 + 15, II. Obergeschoss, Bereich Planen und Bauen, Abteilung Planung, während der 
Dienststunden eingesehen werden. Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Hinweise: 
1) Es wird darauf hingewiesen, dass 

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 Baugesetzbuch beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und  

b) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 Baugesetzbuch beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, dann 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Stadt Bünde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. 

2) Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 Sätze 1 und 2 des BauGB über die Geltendmachung von 
Planungsentschädigungsansprüchen durch Antrag an den Entschädigungsverpflichteten (vgl. § 43 
Baugesetzbuch) im Falle der in den §§ 39 bis 42 Baugesetzbuch bezeichneten Vermögensnachteile und 
auf das nach § 44 Absatz 4 mögliche Erlöschen der Ansprüche, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist 
von drei Jahren gestellt wird, wird hingewiesen. 

3) Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen von Satzungen, 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und Flächennutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) die Satzung, die ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 

öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

Bünde, den 10. April 2012 
Der Bürgermeister 
gez. Koch 
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Bekanntmachungen der Stadt Löhne 
 

091 
Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das W ählerverzeichnis 

und die Erteilung von Wahlscheinen für die Landtags wahl am 13. Mai 2012 
 
I. Die Wählerverzeichnisse zur Landtagswahl für die Stimmbezirke der Stadt  
     Löhne 

werden in der Zeit vom 23. bis 27. April 2012 während der allgemeinen Öffnungszeiten im Rathaus 
 
  Oeynhausener Str. 41, 32584 Löhne, Zimmer-Nr. E 64 
 
für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein 
Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich die 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf 
Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein 
Sperrvermerk gemäß § 34 Abs. 6 des Meldegesetzes NRW eingetragen ist. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich.  
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat.  
 

II. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann innerhalb der Einsichtsfrist, 
spätestens am 27. April 2012 bis 12.30 Uhr, bei dem Bürgermeister der Stadt Löhne  

 
  Oeynhausener Str. 41, 32584 Löhne,  

 
 Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt 

werden. 
 
III. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 22. April 

2012 eine Wahlbenachrichtigung. 
 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch 
einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann.  

 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung.  

 
IV. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis  
 
    91 Herford II 
 

durch Stimmabgabe  in einem beliebigen Stimmbezirk dieses Wahlkreises  oder durch Briefwahl  
teilnehmen. 

 
V. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 
1. jeder in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte, 
2. ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis 
(bis zum 27. April 2012) versäumt hat, 

b) wenn er aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grund nicht in das Wählerverzeichnis 
aufgenommen worden ist, 

c) wenn seine Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Einspruchsfrist gegen das 
Wählerverzeichnis entstanden ist oder sich herausstellt. 
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VI. Wahlscheine  können von eingetragenen Wahlberechtigten bis zum zweiten Tag vor der Wahl, 11. Mai 
2012, 18.00 Uhr, bei dem Bürgermeister der Stadt Löhne (Wahlamt) mündlich oder schriftlich beantragt 
werden. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige 
dokumentierbare Übermittlung in elektronischer Form als gewahrt. Fernmündliche Anträge sind 
unzulässig und können deshalb nicht entgegengenommen werden. Ein behinderter Wahlberechtigter 
kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen.  

 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraums nicht oder nur unter 
nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, 
gestellt werden. Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht 
zugegangen ist, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden.  

 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlber echtigte  können unter den in Ziffer V. 2. a) 
bis c) angegebenen Voraussetzungen den Antrag noch am Wahltage bis 15.00 Uhr stellen. 

 
 
Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht  
nachweisen, dass er dazu berechtigt ist.  

 
VII. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
- einen amtlichen, mit der Anschrift des Bürgermeisters der Stadt Löhne versehenen roten 

Wahlbriefumschlag und 
- ein Merkblatt für die Briefwahl.  

 
Wahlscheine nebst Briefwahlunterlagen werden auf dem Postwege übersandt oder amtlich überbracht. 
Sie können auch persönlich bei der Stadt Löhne abgeholt werden. 

 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für eine andere Person ist nur möglich, wenn 
die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht  
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat 
sie dem Bürgermeister vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat 
sich die bevollmächtigte Person auszuweisen.  

 
Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich den Stimmzettel, legt ihn in den besonderen 
amtlichen Stimmzettelumschlag, der zu verschließen ist, unterzeichnet die auf dem Wahlschein 
vorgedruckte Versicherung an Eides statt unter Angabe des Ortes und des Tages, steckt den 
unterschriebenen Wahlschein und den verschlossenen amtlichen Stimmzettelumschlag in den 
besonderen amtlichen  Wahlbriefumschlag und verschließt den Wahlbriefumschlag.  

 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an den Bürgermeister absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 
Uhr eingeht.  

 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland von der Deutschen Post AG als 
Standardbrief ohne besondere Versendungsform entgeltfrei befördert. Der Wahlbrief kann auch in der 
Dienststelle (Wahlamt) des Bürgermeisters abgegeben werden. 

 
Nähere Hinweise darüber, wie der Wähler die Briefwahl auszuüben hat, sind dem Merkblatt für die 
Briefwahl, das mit den Briefwahlunterlagen übersandt wird, zu entnehmen.  

 
Löhne, den 22.03.2012 
Stadt Löhne 

 Der Bürgermeister 
 gez. Held 
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092 
Bekanntmachung des Wahlleiters der Stadt Löhne über  die Ersatzbestimmung  

eines Mitgliedes für den Rat der Stadt Löhne 
 
Die bei der Gemeinderatswahl am 30. August 2009 über die Reserveliste der CDU gewählte Kandidatin, Frau 
Mare Brinker, hat ihr Mandat am 16.03.2012 niedergelegt.  
 
Nach § 45 Kommunalwahlgesetz NRW (KWahlG) habe ich festgestellt, dass anstelle von Frau Brinker nach der 
Reserveliste der CDU Herr Burkhard Reitmeyer, Steinacker 9, 32584 Löhne, im Wege der Ersatzbestimmung in 
den Rat der Stadt Löhne einrückt.  
 
Der Nachfolger hat die Annahme der Ersatzbestimmung am 22.03.2012 fristgerecht erklärt. Damit ist die 
Mitgliedschaft zum Rat der Stadt Löhne erworben worden.  
 
Gem. § 45 Abs. 2 in Verbindung mit § 39 Kommunalwahlgesetz NRW kann jeder Wahlberechtigte des 
Wahlgebietes, die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und Wählergruppen, die an der Wahl 
teilgenommen haben sowie die Aufsichtsbehörde gegen die Feststellung der vorgenommenen 
Ersatzbestimmung binnen eines Monats nach Bekanntgabe dieser Ersatzbestimmung Einspruch beim 
Bürgermeister als Wahlleiter der Stadt Löhne, Oeynhausener Straße 41, 32584 Löhne, erheben. Der Einspruch 
ist beim Wahlleiter schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären.  
 
Löhne, den 27.03.2012 
 
Stadt Löhne 
Der Wahlleiter 
gez. Held 
 
 
 
093 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 209 der Stadt  Löhne 
„Wohngebiet zwischen Werster Straße und An der Beek e“  

- Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a Bau gesetzbuch (BauGB) - 
 
Der Rat der Stadt Löhne hat in seiner Sitzung am 14.03.2012 den Bebauungsplan Nr. 209 „Wohngebiet 
zwischen Werster Straße und An der Beeke“ gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 7 
Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NW) als Satzung beschlossen und der Planbegründung 
zugestimmt.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in dem nachstehenden Planausschnitt durch eine unterbrochene 
Linie gekennzeichnet. Für die genauen Grenzen sind die Eintragungen in den Plänen des Verwaltungsamtes 
Planung und Umwelt verbindlich. 
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Der Beschluss des Bebauungsplanes als Satzung wird hiermit gemäß § 10 (3) BauGB öffentlich bekannt 
gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauu ngsplan in Kraft.  
 
Der Bebauungsplan mit seiner Begründung und Umweltbericht liegt vom Tage der Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung ab während der Dienststunden im Rathaus der Stadt Löhne, Oeynhausener Straße 41, 
Planung und Umwelt, zu jedermanns Einsicht aus. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  
Nachrichtlich wird darauf hingewiesen, dass der Bebauungsplan auch auf den Internetseiten der Stadt Löhne 
www.loehne.de veröffentlicht ist.  
 
Hinweise:  
 
I. Gemäß § 215 (2) BauGB wird hingewiesen: 
 Unbeachtlich werden 

1. eine nach § 214 (1) Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 (2) beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und  

3. nach § 214 (3) Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung gegenüber der Stadt Löhne, 
Oeynhausener Straße 41, 32584 Löhne, schriftlich unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Vorstehender Satz gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 (2a) beachtlich sind.  

 
II. Gemäß § 44 (5) BauGB wird hingewiesen: 
 Auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 und 2 sowie § 44 (4) BauGB über die fristgerechte 

Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 BauGB für durch den 
Bebauungsplan eintretende Vermögensnachteile sowie über das Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

 
III. Gemäß § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von 

Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim 
Zustandekommen des Bebauungsplanes nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 b) der Bebauungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Löhne vorher gerügt und dabei die 
 verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Löhne, den 11.04.2012 
veröffentlicht am: 18.04.2012 
Im Auftrag 
gez. Helten, Baudezernent 
 
 
 
094 

Öffentliche Auslegung von Bauleitplänen gemäß § 3 ( 2) Baugesetzbuch (BauGB): 
Bebauungsplan Nr. 197 der Stadt Löhne „Friedhof Mah nen – östlicher Teilbereich“ 

sowie 4. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Der Rat der Stadt Löhne hat in seiner Sitzung am 14.03.2012 die öffentliche Auslegung des Entwurfs des 
Bebauungsplanes Nr. 197 der Stadt Löhne „Friedhof Mahnen – östlicher Teilbereich“ sowie des Entwurfs der 4. 
Änderung des Flächennutzungsplanes beschlossen.  
 
Das Plangebiet des Bebauungsplanes wird begrenzt durch die Schierholzstraße im Osten, das Gelände des 
Friedhofs Mahnen im Süden und Westen sowie die Von-Humboldt-Straße im Norden. Die Grenzen des 
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aufzustellenden Bebauungsplanes sind in dem nachstehenden Übersichtsplan durch eine unterbrochene Linie 
gekennzeichnet. Für die genauen Grenzen sind die Eintragungen in dem ausliegenden Plan verbindlich. 

 

 
 
Die 4. Änderung des Flächennutzungplanes umfasst eine Teilfläche des Friedhofs Mahnen westlich der 
Schierholzstraße und nördlich der Straße „Holtflage“. Die Grenzen sind in dem nachstehenden Übersichtsplan 
durch eine unterbrochene Linie gekennzeichnet. Für die genauen Grenzen sind die Eintragungen in dem 
ausliegenden Plan verbindlich. 
 

 
 
 
Die vorgenannten Pläne sowie die Planbegründungen liegen gemäß § 3 (2) BauGB in der Zeit vom 
 

26. April 2012 bis 31.Mai 2012 
 
im Foyer des Rathauses, Oeynhausener Str. 41, 32584 Löhne während der Dienststunden (montags bis 
freitags 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr, montags 13.30 Uhr bis 16.00 Uhr, donnerstags 13.30 Uhr bis 17.30 Uhr) zu 
jedermanns Einsicht öffentlich aus.  
 
Die ausliegenden Unterlagen beinhalten folgende umweltbezogene Informationen: 
- Umweltbericht mit artenschutzrechtlicher Prüfung 
 
Folgende umweltbezogene Stellungnahmen zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 197 liegen mit aus:  
- Anregung eines Bürgers zur Verwirklichung von Solardächern 
- Kreis Herford (Schreiben vom11.08.2011) zur Freihaltung einer Verbundfläche, zur naturnahen Entwicklung 

des Mühlenbaches und zu artenschutzrechtlichen Belangen 
- Stadt Löhne, Bauverwaltung/Straßen (Schreiben vom 4.08.2011) zum Ersatz von Bäumen 
- Geologischer Dienst (Schreiben vom 14.07.2011) zur Baugrundbeschaffenheit und zur Versickerung von 

Niederschlagswasser 
 
In dieser Zeit kann jedermann im Planungs- und Umweltamt, Zimmer Nr. E 8 d, Stellungnahmen  zu den 
beabsichtigten Bebauungsplanfestsetzungen bzw. zu den Darstellungen der Flächennutzungsplanänderung 
vorbringen.  
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Gemäß § 3 (2) i.V.m. § 4 a (6) BauGB wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über die Bauleitpläne unberücksichtigt bleiben können. Weiterhin 
wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit 
ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.  
 
Nachrichtlich wird darauf hingewiesen, dass die vorgenannten Bauleitplan-Entwürfe auch auf den Internetseiten 
der Stadt Löhne unter www.loehne.de veröffentlicht sind und eine Online-Beteiligung möglich ist.  
 
 
Löhne, den 13.04.2012 
Veröffentlicht am 18.04.2012 
Im Auftrag 
gez. Helten, Baudezernent 
 
 
 
095 

Bekanntmachung über die Einziehung einer Teilfläche  der öffentlichen Straße 
„Im Niedernbrock“ 

 
Gemäß § 7 Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der zurzeit geltenden 
Fassung wird 

einer ca. 90 m langen und ca. 5 m breiten Fläche (Nutzung: Parkfläche) der Straße 
„Im Niedernbrock“ (Gemarkung Obernbeck, Flur 10, Teil aus Flurstück 198)  

die Eigenschaft einer öffentlichen Straße entzogen.  
 
Die genaue Lage der Fläche ist in dem Lageplan, der als Bestandteil dieser Verfügung im Anschluss an diese 
Bekanntmachung veröffentlicht ist, gekennzeichnet. Darüber hinaus liegt der Lageplan bei der Stadtverwaltung 
in Löhne, Rathaus, Oeynhausener Str. 41, (Bauverwaltung / Straßen, Zimmer U 204) während der 
Dienststunden zur Einsichtnahme aus. 
 
Die Absicht der Teileinziehung ist mit Bekanntmachung vom 05.12.2011 im Amtlichen Kreisblatt, Amtsblatt des 
Kreises Herford Nr. 26/2011, gemäß § 7 Abs. 4 StrWG NRW vor mehr als drei Monaten angekündigt worden. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe vor dem Verwaltungsgericht 
in 32423 Minden, Königswall 8, Klage erhoben werden.  
 
Die Klage ist schriftlich zu erheben. Bei dem Verwaltungsgericht kann sie auch zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Elektronischen 
Rechtsverkehrsverordnung (ERVVO VG/FG) vom 23.11.2005 erhoben werden.  
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Stadt Löhne, Der Bürgermeister, Oeynhausener Str. 41, 32584 
Löhne) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.  
Die Klage muss innerhalb der Monatsfrist beim Verwaltungsgericht eingegangen sein.  
Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so würde dessen 
Verschulden dem Klageerhebenden zugerechnet werden. 
 
Löhne, den 19.03.2012 
Stadt Löhne 
Der Bürgermeister 
 (L.S.) 
gez. Held 
Heinz-Dieter Held 
Bürgermeister 
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Herausgeber und Druck:  Der Landrat des Kreises Herford, Amtshausstraße 3, 32051 Herford 
 

Erscheinungsweise:  Das Amtliche Kreisblatt – Amtsblatt für den Kreis Herford erscheint in der Regel zwei Mal monatlich 
nach Bedarf. Die nächsten zwei Erscheinungstermine werden in der zuletzt erschienenen Ausgabe bekannt gemacht. Die 

nächsten Erscheinungstermine sind der 02.05.2012 und der 23.05.2012. 
 

Bezugsmöglichkeiten und -bedingungen:  Die Abgabe erfolgt kostenfrei in allen Rathäusern der Städte und Gemeinden 
im Kreis Herford, im Kreishaus Herford und auf Anforderung im E-Mail-, oder Postversand. Außerdem kann das Amtliche 

Kreisblatt im Internet unter www.kreis-herford.de abgerufen werden. 
Bestellungen für den laufenden Bezug, sowie Einzelbestellungen und Anfragen sind an den Herausgeber unter den 

Telefonnummern 05221/13-13 27, -13 88 oder unter amtsblatt@kreis-herford.de zu richten. 


